
 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

 

 

 
 

 

Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Sabrina Fellmann  2014-CE-95 
Sprachen und Schulkreise in den gemischten Sprachgebieten  
des Kantons 

 

I. Anfrage 

Kürzlich hat die Direktion für Erziehung, Kultur und Sport (EKSD) beschlossen, erneut eine 
Ausnahmebewilligung für einen in einer französischsprachigen Gemeinde im Seebezirk wohnhaften 
Schüler zu gewähren, damit dieser in einem anderen Schulkreis die Primarschule in Deutsch 
besuchen kann. Mit diesem Entscheid setzte sich die EKSD über eine einen ersten negativen 
Vorentscheid der Schulinspektorin sowie die negativen Stellungnahmen der betroffenen 
Gemeinden, der Schulkommissionen und des Schulinspektorats von Deutschfreiburg hinweg.  

Die EKSD begründet ihren Entscheid mit der Bundesrechtsprechung sowie einer 
Interessensabwägung zischen öffentlichen und privaten Interessen. Die Behörden, die sich 
ablehnend zum Schulkreiswechsel geäussert hatten, machten pädagogische, Integrations- und 
schulorganisatorische Gründe geltend. 

Dieser Entscheid stiess auf ein gewisses Unverständnis und die Reaktionen zeigen auf, dass diese 
Problematik Fragen aufwirft, die den rein rechtlichen Rahmen überschreiten. Einige dieser 
berechtigten Fragen möchte ich vom Staatsrat gerne beantworten lassen:  

1. Die EKSD begründet ihren Entscheid mit einem Abwägen der öffentlichen und privaten 
Interessen. Auf welche Kriterien stützte sich die betreffende Direktion bei dieser 
Interessenabwägung? 

2. In Zusammenhang mit dieser Problematik verweist die EKSD auch auf den rechtlichen 
Rahmen. In seiner Verfassung und Gesetzgebung hat der Kanton Freiburg dem 
Territorialitätsprinzip Vorrang eingeräumt. Es gilt als Konsenslösung, die es den beiden 
Sprachgemeinschaften ermöglicht, friedlich zusammenzuleben. Die Bundesrechtsprechung gibt 
jedoch im Schulwesen in gemischten Sprachregionen wie dem Seebezirk der Sprachenfreiheit 
den Vorzug. 

> Entscheidet sich der Staatsrat jedoch dafür, der Bundesrechtsprechung zu folgen, die in 
dieser Hinsicht flexibler ist, werden in Sprachgrenzgebieten wie dem Seebezirk 
unweigerlich Bedürfnisse geweckt. Ist der Staatsrat bereit, die konkreten – und insbesondere 
finanziellen – Folgen dieser Entscheide zu tragen? 

> Hätte eine klare Haltung nicht den Vorteil, dass zwischen den beiden Sprachgemeinschaften 
unnötige Spannungen wegen solchen Fällen vermieden werden könnten? 

3. Sollte das Entscheidungsverfahren nicht klarer geregelt werden, wenn man berücksichtigt, dass 
die Zuständigkeiten des Kantons und der Gemeinden sich überschneiden? Welche Rolle spielt 
das Schulinspektorat? 
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4. Die Dienststellen der EKSD schlagen den betroffenen Gemeinden Lösungsmöglichkeiten vor 
(s. Artikel in der Zeitung La Liberté vom 29. März 2014), darunter folgende: 

a) Schaffung einer deutschsprachigen Regionalschule im französischsprachigen Teil des 
Oberen Seebezirks; 

b) Fusion von Schulkreisen, die den Unterricht in beiden Sprachen erteilen könnten; 
c) Abschluss einer interkommunalen Vereinbarung, welche die gleichmässige Verteilung der 

Schülerinnen und Schüler, die in den Genuss eines Schulkreiswechsels kommen, und die 
damit verbundenen Kompensationen regelt. 

> Ist der Staatsrat wirklich der Ansicht, dass diese Lösungen umsetzbar sind und den 
Gegebenheiten vor Ort gerecht werden? 

> Sollte sich die EKSD dafür entscheiden, Schulkreiswechsels aus sprachlichen Gründen auf 
Grundlage der Bundesrechtsprechung zu gewähren und sich in dieser Frage über die 
Gemeindeautonomie hinwegzusetzen: Ist der Staatsrat in diesem Fall gewillt, die 
betroffenen Gemeinden bei der Umsetzung einer dieser Lösungen zu unterstützen? 

5. Schliesslich spricht sich die EKSD offenbar für eine Ausnahmeregelung im Seebezirk aus, 
sofern die Eltern der betroffenen Kinder die Schulkosten übernehmen und sich um die 
Schülertransporte kümmern.  

> Wie würde dies gehandhabt für Familien, die von dieser Ausnahmeregelung profitieren 
möchten, aber nicht die finanziellen Mittel hätten, um die Schulkosten zu übernehmen? 
Würde sich hier nicht ein Problem der Gleichbehandlung stellen? 

> Und besteht nicht die Gefahr, dass organisatorische und ökologische Nachteile, ja sogar 
Sicherheitsprobleme auftreten, wenn vermehrt private Schülertransporte stattfinden? 

10. April 2014 

 

II. Antwort des Staatsrats 

Die Ausnahmebewilligung, die Gegenstand der vorliegenden parlamentarischen Anfrage bildet, ist 
ein Beschwerdeentscheid der EKSD vom 23. Dezember 2013, der infolge der elterlichen 
Anfechtung eines vom Schulinspektorat abgelehnten Schulkreiswechsels von der zuständigen 
Direktion getroffen wurde. Der ablehnende Entscheid des Schulinspektorats war auch von den 
betroffenen Gemeinden unterstützt worden. In ihrem Entscheid hielt die EKSD fest, dass die 
Verweigerung des Schulkreiswechsels der Rechtsprechung des Bundesgerichts zuwiderlaufe, 
weshalb der ablehnende Entscheid rechtlich nicht haltbar sei. Denn seit 2001 stellten die 
einschlägigen Entscheide des Bundesgerichts (BGer) und des Kantonsgericht jeweils das 
individuelle Grundrecht der Sprachenfreiheit konsequent über das Sprachenterritorialitätsprinzip. 
Die EKSD war über diese Rechtsprechung besonders gut unterrichtet, denn der 
Bundesgerichtsentscheid aus dem Jahr 2001 hatte eben gerade einen ihrer Entscheide in einem 
ähnlichen Fall aufgehoben, obschon das Kantonsgericht diesen Entscheid der EKSD damals noch 
gestützt hatte. Auch wenn sich die Bundesrichter in diesem Urteil nur in Bezug auf einen 
bestimmten Einzelfall geäussert haben, finden die allgemeinen Grundsätze dieser Rechtsprechung 
nunmehr auf alle Entscheide betreffend Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen Anwendung.  

Das Jahr 2001 markiert somit eine klare Wende in der Praxis der Schulkreiswechsel aus 
sprachlichen Gründen, weshalb sich die EKSD genötigt sah, ihre diesbezügliche Haltung zu ändern. 
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Mehrere Argumente, die das Inspektorat und die Gemeinden gegen den Entscheid vom 
23. Dezember 2013 vorgebracht hatten, entsprachen jenen, welche die EKSD bis 2001 vertreten hat. 
Diese Argumente wurden jedoch vom Bundesgericht verworfen. Die EKSD muss seither der 
aktuellen Rechtslage Rechnung tragen und nicht mehr der früheren Praxis, auch wenn einige 
Akteure, wovon einige in dem in der Anfrage erwähnten Artikel der La Liberté zitiert werden, die 
Erwägungen des Bundesgerichts offenbar nicht akzeptieren oder gar ignorieren möchten. Der 
Entscheid der EKSD hat einen juristischen Hintergrund, berücksichtigt aber auch die Interessen des 
Schülers, den Unterricht in seiner Muttersprache zu besuchen. Sollte diese Frage Anlass zu einer 
politischen Debatte geben, so muss die Diskussion darüber von den zuständigen Instanzen, geführt 
werden, sprich dem Gesetzgeber. 

1. Die EKSD begründet ihren Entscheid mit einem Abwägen der öffentlichen und privaten 

Interessen. Auf welche Kriterien stützte sich die betreffende Direktion bei dieser 

Interessenabwägung? 

In ihrem Entscheid hat die EKSD als Beschwerdebehörde sich lediglich an die relativ strikten 
und verbindlichen Erwägungen der Bundesrechtsprechung hinsichtlich von Schulkreiswechseln 
aus sprachlichen Gründen gehalten (Art. 9 Abs. 1 Schulgesetz, SchG, SGF 411.0.1). Gemäss 
den Bundesrichtern ist nämlich das private Interesse der Eltern, ihr Kind in der Muttersprache 
einzuschulen, höher zu gewichten als das öffentliche Interesse der Gemeinde an der Wahrung 
ihrer sprachlichen Homogenität, insbesondere wenn die Eltern die Kosten für ihrer Wahl selber 
tragen und wegen dem Schulkreiswechsel keine grösseren, schulplanerischen Schwierigkeiten 
entstehen (unveröffentlichter Bundesgerichtsentscheid vom 2. November 2001, 2P.112/2001, 
Erw. 5). Bei dieser Interessenabwägung spielt die Frage der sozialen Integration gegenüber 
dem von den Eltern angerufenen Grundrecht nur eine zweitrangige Rolle, auch wenn man die 
Eingliederung des Kindes in sein unmittelbares soziales Umfeld grundsätzlich zu befürworten 
ist. Diese Frage soll jedoch im Ermessen der Erstverantwortlichen für die Erziehung des Kindes 
liegen (s. Art. 31 Abs. 1 SchG), also der Eltern, wenn diese ein Gesuch für einen 
Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen stellen. Pädagogische Gründe können allenfalls 
eine Ablehnung rechtfertigen, wenn die Schülerin oder der Schüler die obligatorische Schule 
bereits in der anderen Unterrichtssprache begonnen hat. 

2. In Zusammenhang mit dieser Problematik verweist die EKSD auch auf den rechtlichen 

Rahmen. In seiner Verfassung und Gesetzgebung hat der Kanton Freiburg dem 

Territorialitätsprinzip Vorrang eingeräumt. Es gilt als Konsenslösung, die es den beiden 

Sprachgemeinschaften ermöglicht, friedlich zusammenzuleben. Die Bundesrechtsprechung gibt 

jedoch im Schulwesen in gemischten Sprachregionen wie dem Seebezirk der Sprachenfreiheit 

den Vorzug.  

Im Hinblick auf den Rechtsrahmen sei daran erinnert, dass das Territorialitätsprinzip in der 
obligatorischen Schule die Regel bildet. Nach Artikel 7 und 8 SchG besuchen die Schülerinnen 
und Schüler die Schule desjenigen Schulkreises, dem ihr Wohnsitz angehört und wo der 
Unterricht in der oder den Amtssprachen der Gemeinde erteilt wird (in Französisch, Deutsch 
oder in beiden Sprachen). Artikel 9 Absatz 1 SchG gestattet jedoch Ausnahmen aus 
sprachlichen Gründen. So wurden dank dieser Ausnahmeregelung in den Jahren 2004 bis 2013 
rund 377 Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen bewilligt, vor allem im zweisprachigen 
Saanebezirk. 
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Im ebenfalls zweisprachigen Seebezirk kommt der Schulkreiswechsel aus sprachlichen 
Gründen weniger häufig vor (21 Bewilligung im Zeitraum 2004 bis 2013), hat aber in den 
vergangenen Jahren aufgrund des Wachstums der deutschsprachigen Bevölkerung in dieser 
Grenzregion zum Kanton Bern an Bedeutung gewonnen. Mit Blick auf die erwähnte 
Bundesrechtsprechung, die für die Freiburger Behörden aufgrund des Vorrangs des 
Bundesrechts verbindlich ist und im Übrigen vom Kantonsgericht mehrmals bestätigt wurde, 
stellt der Staatsrat fest, dass es keinen sachlichen und objektiven Grund mehr dafür gibt, diese 
Gesuche abzulehnen, wenn die Voraussetzungen im Sinne der Rechtsprechung erfüllt sind. 
Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die Eltern, die sich auf die Sprachenfreiheit berufen, 
bereit sind, die Kosten ihrer Wahl zu tragen und wenn der Sprachkreiswechsel keine grösseren 
organisatorischen Probleme mit sich bringt (z.B. Eröffnung oder Schliessung einer Klasse). 
Eine zu strikte Anwendung des Territorialitätsprinzips im Seebezirk würde demgegenüber eine 
Ungleichbehandlung mit den Familien darstellen, die in den Gemeinden des Saanebezirks 
wohnen und die leichter eine Bewilligung für einen Schulkreiswechsel ihrer Kinder erhalten. 

> Entscheidet sich der Staatsrat jedoch dafür, der Bundesrechtsprechung zu folgen, die in 

dieser Hinsicht flexibler ist, werden in Sprachgrenzgebieten wie dem Seebezirk 

unweigerlich Bedürfnisse geweckt. Ist der Staatsrat bereit, die konkreten – und 

insbesondere finanziellen – Folgen dieser Entscheide zu tragen? 

Abgesehen davon, dass die Freiburger Behörden gehalten sind, sich an die 
Bundesrechtsprechung als Rechtsgrundlage zu halten, sei daran erinnert, dass die finanziellen 
Folgen eines Schulkreiswechsels aus sprachlichen Gründen in den Artikeln 10 und 11 des 
Schulgesetzes geregelt sind. So steht in Artikel 10: Im Falle eines Schulkreiswechsels können 

die Gemeinden, die einen Schüler in ihren Schulkreis aufnehmen, von den Gemeinden des 

Schulkreises, in dem der Schüler seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort hat, eine 

angemessene Beteiligung an den Kosten für die Errichtung und den Betrieb ihrer Schule, mit 

Ausnahme ihres Anteils an den gemeinsamen Schulkosten, verlangen. Und nach Artikel 11 
entscheiden die Gemeinden des Schulkreises, in dem der Schüler seinen Wohnsitz oder 

ständigen Aufenthaltsort hat, über die Unentgeltlichkeit.  

Dies bedeutet, dass die mit einem Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen verbundenen 
Kosten den Eltern in Rechnung gestellt werden können, in den Schranken der im örtlichen 
Schulreglement festgelegten Beträge, einschliesslich der Kosten für den Schülertransport. 
Folglich entstehen dem Schulkreis, der eine Schülerin oder einen Schüler aufnimmt, keine 
Mehrkosten, zumal die Genehmigung verweigert werden kann, wenn eine Klasse eröffnet 
werden müsste.  

Ausserdem ist darauf hinzuweisen, dass das Schulinspektorat darüber zu entscheiden hat, 
welcher Schulkreis die Schülerin oder den Schüler aufnehmen muss (Art. 9 Abs. 3 SchG). Ist 
diesbezüglich keine Gemeindeübereinkunft vorhanden (siehe unten), so achtet das 
Schulinspektorat auf eine ausgewogene Verteilung der betreffenden Schülerinnen und Schüler 
auf die verschiedenen Schulkreise des Bezirks (oder der Stadt Freiburg), um eine zu starke 
Konzentration auf eine einzelne Schule oder Gemeinde zu vermeiden. 

Aus all diesen Gründen erachtet der Staatsrat die Frage der Kosten als bereits geregelt und sieht 
keine Notwendigkeit, den Schulkreisen, welche die betreffenden Schülerinnen und Schüler 
aufnehmen, zusätzliche Finanzmittel zu gewähren. Zumal es keinerlei gesetzliche Grundlage 
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gibt, die es erlauben würde, den betreffenden Gemeinden hierfür eine zusätzliche Finanzhilfe 
zu gewähren. 

> Hätte eine klare Haltung nicht den Vorteil, dass zwischen den beiden 

Sprachgemeinschaften unnötige Spannungen wegen solchen Fällen vermieden werden 

könnten? 

Auch wenn das Territorialitätsprinzip in einsprachigen Gebieten konsequent anzuwenden ist, 
verlangt die verfassungsrechtlich verankerte Sprachenfreiheit in den gemischten 
Sprachregionen des Kantons eine flexiblere Handhabung. Statt der deutsch- oder 
französischsprachigen Minderheit in diesen Gebieten ausnahmslos eine Unterrichtssprache 
aufzuzwingen, erlaubt es die massvolle Anwendung von Artikel 9 Absatz 1 SchG, den 
natürlichen Bevölkerungsbewegungen entlang der Sprachgrenze Rechnung zu tragen. Dies 
trägt zur Verständigung und zum guten Einvernehmen zwischen den Sprachgemeinschaften 
bei, wie dies in Artikel 6 der Freiburger Kantonsverfassung verlangt wird. 

Es geht nicht darum, und das sei hier nochmals ausdrücklich festgehalten, automatisch 
Ausnahmebewilligungen zu gewähren, sondern gegebenenfalls Ausnahmen zu gestatten, wenn 
die Eltern ein begründetes Gesuch stellen, wie dies aus erwähnten Rechtsprechung hervorgeht 
(siehe oben). 

Auch kann man feststellen, dass im Anschluss der geänderten Rechtsanwendung seit dem 
Bundesgerichtsentscheid von 2001 die Zahl der Schulkreiswechselgesuche für ihre Kinder von 
deutschsprachigen Eltern in den französischsprachigen Gemeinden des Seebezirks nicht 
markant angestiegen ist. Im Gegenteil, viele von ihnen ziehen es offenbar vor, dass ihre Kinder 
den französischsprachigen Unterricht besuchen und dadurch zweisprachig werden, was heute 
im Privat- wie im Berufsleben ein grosser Vorteil ist. Zudem ersparen sie ihren Kindern damit 
lange Schulwege. Das kann offensichtlich aus der geringen Zahl von Gesuchen (22 in den 
Jahren 2004 bis 2013, also im Schnitt zwei pro Jahr, für sämtliche Gemeinden des Seebezirks) 
abgeleitet werden. 

3. Sollte das Entscheidungsverfahren nicht klarer geregelt werden, wenn man berücksichtigt, dass 

die Zuständigkeiten des Kantons und der Gemeinden sich überschneiden? Welche Rolle spielt 

das Schulinspektorat? 

Der Staatsrat ist der Meinung, dass das Verfahren und die Zuständigkeiten in Sachen 
Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen genügend klar geregelt sind und keiner weiteren 
Klärung bedürfen. Gemäss Artikel 9 SchG obliegt es der Schulinspektorin oder dem 
Schulinspektor, einen Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen zu erlauben und zu 
bestimmen, welcher Schulkreis die Schülerin oder den Schüler aufnehmen muss. Dieser 
Entscheid wird unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen und gestützt auf die 
Rechtsprechung getroffen, wobei die privaten Interessen der Gesuchstellenden und die 
Interessen der betroffenen Gemeinden, die dazu Stellung nehmen können, berücksichtigt 
werden (Art. 14 Abs. 2 RSchG). Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Schulinspektorin oder der 
Schulinspektor sich stets der Meinung der Gemeinden anschliessen muss, wenn ein 
Schulkreiswechsel durch die verfassungsmässigen Grundsätze der Sprachenfreiheit begründet 
wird. Hingegen lehnt das Schulinspektorat Gesuche ab, die aus Gründen der persönlichen 
Bequemlichkeit erfolgen oder mit denen ausschliesslich die Förderung der Zweisprachigkeit 
angestrebt wird. 
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4. Die Dienststellen der EKSD schlagen den betroffenen Gemeinden Lösungsmöglichkeiten vor 

(s. Artikel in der Zeitung La Liberté vom 29. März 2014), darunter folgende: 

a) Schaffung einer deutschsprachigen Regionalschule im französischsprachigen Teil des 

Oberen Seebezirks; 

b) Fusion von Schulkreisen, die den Unterricht in beiden Sprachen erteilen könnten; 

c) Abschluss einer interkommunalen Vereinbarung, welche die gerechte Verteilung der 

Schülerinnen und Schüler, die in den Genuss eines Schulkreiswechsels kommen, und die 

damit verbundenen Kompensationen regelt. 

> Ist der Staatsrat wirklich der Ansicht, dass diese Lösungen umsetzbar sind und den 

Gegebenheiten vor Ort gerecht werden? 

Diese verschiedenen Szenarien erscheinen dem Staatsrat als durchaus realisierbar, zumal 
bereits eine freie öffentliche Schule in Courtepin (FOSC) besteht, die ebenso wie die Freie 
Öffentliche Schule von Freiburg (FOSF) eine deutschsprachige Regionalschule für den 
französischsprachigen Oberen Seebezirk werden könnte, sofern dies gewünscht wird. 

Was die Möglichkeit der Fusion von Schulkreisen - eine Lösungsvariante, die der Staatsrat 
vorziehen würde – betrifft, so ist anzumerken, dass zwischen den Schulkreisen von Misery-
Courtion/Villarepos und Courtepin/Wallenried derzeit entsprechende Verhandlungen in Gang 
sind. Sollten diese erfolgreich verlaufen, würde ein zweisprachiger Schulkreis mit französisch- 
und deutschsprachigen Klassen in Courtepin entstehen. 

Zudem ist die Vereinbarung zum Besuch der deutschsprachigen freien öffentlichen Schule in 
Freiburg (FOSF) ein überzeugendes Beispiel für eine interkommunale Vereinbarung der 
französischsprachigen Gemeinden von Gross-Freiburg, die sich seit mittlerweile über 10 Jahren 
bewährt hat und dank der die diesbezüglichen Streitfälle stark verringert wurden, respektive gar 
nicht mehr auftreten. 

> Zudem ist die Vereinbarung zum Besuch der deutschsprachigen freien öffentlichen Schule 

in Freiburg (FOSF) ein überzeugendes Beispiel für eine interkommunale Vereinbarung 

der französischsprachigen Gemeinden von Gross-Freiburg, die sich seit mittlerweile über 

10 Jahren bewährt hat und dank der die diesbezüglichen Streitfälle stark verringert 

wurden, respektive gar nicht mehr auftreten? 

Auch wenn es grundsätzlich in der Kompetenz der Gemeinden liegt, ihre Amtssprache(n) zu 
bestimmen (s. den Bericht Nr. 68 vom 25. Juni 2013 des Staatsrats an den Grossen Rat zum 
Postulat 2034.081 von André Ackermann – Unterstützung der zweisprachigen Gemeinden 
durch den Kanton), muss hierzu angemerkt werden, dass die kantonale Gesetzgebung bei 
Schulkreiswechseln aus sprachlichen Gründen den Gemeinde keine Autonomie einräumt. Die 
Gemeinden sind selbstverständlich nicht verpflichtet, die auf ihrem Gebiet wohnhaften 
Schülerinnen und Schüler in einer anderen Sprache zu unterrichten als in der oder den 
Amtsprachen. Sie können sich hingegen nicht gegen die Genehmigung eines 
Schulkreiswechsels stellen, indem sie sich auf ihre Gemeindeautonomie berufen, wenn sich 
eine Ausnahme nach Ansicht des Schulinspektorats auf Grundlage der Bundesrechtsprechung 
rechtfertigt. 

Was die konkrete Umsetzung der erwähnten Lösungsmöglichkeiten betrifft, ist die EKSD 
selbstverständlich bereit, die betroffenen Gemeinden bei ihren Fusions- und/oder 
Kooperationsvorhaben zu unterstützen und zu begleiten, sei es in Form von Beratung durch 
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seine Dienststellen oder durch die Beteiligung an den gemeinsamen Schulkosten, falls die 
empfohlene Verteilung der Schülerinnen und Schüler die Eröffnung einer Klasse notwendig 
macht. 

5. Schliesslich spricht sich die EKSD offenbar für eine Ausnahmeregelung im Seebezirk aus, 

sofern die Eltern der betroffenen Kinder die Schulkosten übernehmen und sich um die 

Schülertransporte kümmern.  

> Wie würde dies gehandhabt für Familien, die von dieser Ausnahmeregelung profitieren 

möchten, aber nicht die finanziellen Mittel hätten, um die Schulkosten zu übernehmen? 

Würde sich hier nicht ein Problem der Gleichbehandlung stellen? 

> Und besteht nicht die Gefahr, dass organisatorische und ökologische Schwierigkeiten, ja 

sogar Sicherheitsprobleme auftreten, wenn vermehrt private Fahrten stattfinden? 

Es lässt sich nicht von der Hand weisen, dass die finanziellen Lasten eines Schulkreiswechsels 
gewisse Familien mit bescheidenem Einkommen davon abbringen könnten, eine 
Ausnahmebewilligung zu beantragen. Man kann darob erstaunt sein, aber das Bundesgericht 
sprach sich dafür aus, dass Eltern nicht daran gehindert werden sollten, ihr Kind in ihrer 
Muttersprache unterrichten zu lassen, wenn sie die Kosten tragen können. Zumal sie rechtlich 
gesehen die Möglichkeit haben, ihr Kind in eine Privatschule zu schicken oder auf eigene 
Kosten zuhause zu unterrichten (Art. 4 Abs. 1 SchG). Diesbezüglich ist anzumerken, dass der 
bei den Eltern erhobene Betrag derzeit zwischen 1000 und 5000 Franken pro Kind und pro Jahr 
beträgt. Um die Variationen zwischen den Gemeinden zu verringern, diese Beiträge nach oben 
zu begrenzen, die finanzielle Belastung der Familien zu beschränken, wird der Staatsrat in 
Absprache mit den Gemeinden die Höchstbeiträge im Rahmen der neuen Schulgesetzgebung 
festlegen. 

Und schliesslich müssen die Befürchtungen hinsichtlich organisatorischer und ökologischer 
Nachteile oder gar der Sicherheit der Kinder angesichts der sehr geringen Zahl der bewilligten 
Ausnahmen (im Schnitt 2 pro Schuljahr für sämtliche Gemeinden des Seebezirks 
zusammengenommen) relativiert werden. Zugleich hat die Sprachenfreiheit angesichts des 
Verfassungsrechts, auf das sich die Eltern berufen, Vorrang vor diesen «Begleitfolgen», die mit 
jedem Schulkreiswechsel verbunden sind und die, auch wenn dies unerwünscht erscheint, in 
einem solchen Ausnahmefall hingenommen werden müssen. 

30. Juni 2014 


